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1.  Einleitung

Die Diskussion um eine Kindergrundsicherung ist alles andere als neu. Bereits seit 
über einem Jahrhundert wird im österreichischen Parlament über die angemesse-
ne Höhe von Familienleistungen diskutiert (Proft 1923). In der aktuellen Debatte um 
die Kindergrundsicherung ist es zum Ziel erklärt worden, die Armuts- und Ausgren-
zungsgefährdung unter Kindern und Jugendlichen durch höhere staatliche Leis-
tungen zu beenden. Auch auf europäischer Ebene wird dieses Thema im Rahmen 
der Europäischen Garantie für Kinder (Europäische Kindergarantie) aufgegriffen. 
Diese setzt vor allem auf die Bereitstellung von Sachleistungen und möchte jedem 
Kind Zugang zu hochwertiger Gesundheit und Bildung, aber auch zu angemessenem 
Wohnraum und gesunder Ernährung ermöglichen (Rat der Europäischen Union 
2021). Österreich hat sich im Rahmen seiner nationalen Strategie dazu verpflichtet, 
die Kinderarmut bis zum Jahr 2030 zu halbieren (BMSGPK 2023). In diesem Artikel 
soll die Diskussion über eine Kindergrundsicherung und deren Verteilungseffekte 
in Österreich genauer dargestellt werden.

1.1  Hohe Familienförderung reduziert  
Kinderarmut in Österreich nur bedingt

Derzeit gibt es in Österreich eine Vielzahl unterschiedlicher familienpolitischer Leis-
tungen, die sich in ihrer Ausgestaltung und ihren Anreizwirkungen unterscheiden. 
Grundsätzlich wird zwischen direkten monetären Familienleistungen, wie der Fa-
milienbeihilfe, der Schüler:innenbeihilfe, dem Wochengeld und dem Kinderbetreu-
ungsgeld, und Sachleistungen, wie etwa Kinderbetreuungsplätzen, der kostenlosen 
Mitversicherung im Gesundheitssystem, Freifahrten oder Schulbuchaktionen, unter-
schieden. Zudem gibt es Kinderzuschläge bzw. Kinderrichtsätze bei Sozialleistungen 
wie dem Arbeitslosengeld und der Sozialhilfe. Das Arbeitslosengeld in Österreich be-
läuft sich auf 55 % des (in der Regel ein Jahr zurückliegenden) Nettoeinkommens und 
betrug 2023 im Durchschnitt 1.138 Euro im Monat. Der Familienzuschlag beträgt 29 
Euro pro Kind und Monat. Die Sozialhilfe für eine:n alleinstehende:n Erwachsene:n 
liegt bei 1.156 Euro (Stand 2024) und damit deutlich unter der Armutsgefährdungs-
schwelle von 1.572 Euro pro Monat (2023). Die Kinderrichtsätze in der Sozialhilfe 
unterscheiden sich nach Bundesland und Kinderzahl. In Wien beträgt er monatlich 
312,08 Euro pro Kind – unabhängig von der Familiengröße. In anderen Bundeslän-
dern sind die Beträge jedoch niedriger und teilweise degressiv gestaltet, was bedeu-
tet, dass der Betrag pro Kind mit zunehmender Kinderanzahl sinkt. In Oberösterreich 
und Niederösterreich betrug der Richtsatz für ein einzelnes Kind 289 Euro pro Mo-
nat, bei vier und mehr Kindern sind es nur mehr 138,70 Euro pro Kind.  

Auch im Bereich der steuerlichen Familienleistungen gibt es verschiedene Ver-
günstigungen, darunter den Alleinverdiener- und Alleinerzieherabsetzbetrag, 
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den Unterhaltsabsetzbetrag sowie den Kinderabsetzbetrag (letzterer ist faktisch als 
Transfer ausgestaltet). Ein weiterer wichtiger Bestandteil der steuerlichen Familien-
förderung sind der 2019 eingeführte Absetzbetrag Familienbonus Plus beziehungs-
weise der Kindermehrbetrag. Die genannten Leistungen auf Bundesebene werden 
durch Unterstützungsleistungen der Bundesländer ergänzt. Ein Großteil der fami-
lienbezogenen Sachleistungen, die Familienbeihilfe, der Kinderabsetzbetrag und 
der Alleinerzieherabsetzbetrag sind universell gestaltet, was bedeutet, dass sie al-
len Familien bzw. Kindern zur Verfügung stehen. Bei den restlichen Steuerbegüns-
tigungen spielt jedoch die Höhe des Einkommens der Eltern eine gewichtige Rolle. 
Dadurch profitieren Familien mit hohen Einkommen mehr von Leistungen, insbe-
sondere vom Familienbonus, als jene mit geringen Einkommen.

Nimmt man alle familienbezogenen Transferzahlungen und Steuererleichterungen 
zusammen, zahlt kein anderes EU-Land höhere Geldleistungen aus als Österreich. Ge-
messen am Bruttoinlandsprodukt beträgt die monetäre Familienförderung 12 %. Im 
EU-Schnitt sind es nur 7 %. Österreich verringert damit die Armutsgefährdungsquo-
te unter Kindern – von einem hohen Niveau ausgehend – stärker als viele andere Län-
der (Bornukova et al. 2024). 

Trotz dieses breiten Spektrums an Leistungen waren 2023 dennoch 17,7 % der Haus-
halte in Österreich armuts- oder ausgrenzungsgefährdet (Statistik Austria 2024c). Be-
rechnungen zeigen, dass der Sozialstaat die Zahl der Kinder, die in armutsbetroffenen 
Haushalten leben, beinahe halbiert (Bornukova et al. 2024), dennoch lebte 2023 mehr 
als jedes fünfte Kind in Österreich in einem Haushalt, der von Armutsrisiken betrof-
fen war. Das sind 376.000 Kinder und Jugendliche. Grund dafür, dass die Reduktion der 
Armutsgefährdung nicht stärker ausfällt, liegt darin, dass die meisten Leistungen ei-
nen horizontalen Ausgleich und eine Verringerung der Ungleichheit zwischen Haus-
halten mit und ohne Kinder anstreben. Ein vertikaler Ausgleich zwischen Haushalten 
mit hohen und solchen mit geringen Einkommen ist in der österreichischen Familien-
förderung nachrangig, daher sind die meisten Leistungen auch nicht bedarfsgeprüft.

Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren haben mit 20 % insgesamt eine höhere Wahr-
scheinlichkeit, von Armut betroffen zu sein, als die Gesamtbevölkerung (15 %) und mach-
ten 2023 rund ein Viertel (24 %) aller Armutsgefährdeten aus (Statistik Austria 2024c). 
Dazu muss jedoch gesagt werden, dass es sich bei der Kennzahl der Armutsgefährdung 
um ein relatives Maß handelt, das keine Aussage über den absoluten Lebensstandard 
oder die Deckung von Bedarfen zulässt, stark vom Medianeinkommen einer Gesell-
schaft abhängt und die Multidimensionalität der Armut nicht abbilden kann (Badelt/
Heitzmann 2023). Da die Armutsgefährdungsquote auf das Einkommen abstellt, kann 
damit die armutsverringernde Wirkung von Sachleistungen nicht dargestellt werden. 

In der Teuerungskrise ab 2022 sind zentrale Lebenshaltungskosten, wie jene für Woh-
nen, Energie und Lebensmittel, stark angestiegen, was insbesondere Haushalte mit 
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geringen Einkommen belastete. Die Armutsgefährdungsquote wird anhand des Ein-
kommens berechnet und kann ausgabenseitige Einschränkungen nicht erfassen. Da-
her sind andere Armutskennzahlen wie die erhebliche materielle und soziale Depri-
vation hilfreich. Diese setzt bei Mindeststandards an und erfasst Personen, die sich 
mehrere als grundlegend betrachtete Dinge des Lebens nicht leisten können. Sind 
sieben oder mehr der definierten 13 Kategorien nicht möglich, so spricht man von 
erheblicher materieller Deprivation. Die Folgen der Teuerung treten hier deutlich 
zutage: Die Zahl der Kinder und Jugendlichen in Österreich, die in solchen Haushal-
ten leben, hat sich von 2022 auf 2023 aufgrund der hohen Inflation von 36.000 auf 
88.000 mehr als verdoppelt. Dafür sind vor allem folgende Kategorien verantwort-
lich: Der Anteil der Kinder, die in Haushalten leben, die unerwartete Ausgaben nicht 
tätigen können, ist von 22 % auf 30 % gestiegen und der Anteil der Kinder in Haus-
halten, die mit Zahlungen im Rückstand sind, von 7 % auf 11 %. Der Anteil der Kin-
der, die in Haushalten leben, die die Wohnung nicht angemessen warmhalten kön-
nen, stieg von 2 % auf 5 % und der Anteil derjenigen, die nicht in den Urlaub fahren 
können, von 17 % auf 23 %. Der Anteil der Kinder in Haushalten, die sich einen Pkw, 
den Internetzugang, das Ersetzen von abgenutzten Möbeln oder Kleidung, ein zwei-
tes Paar Schuhe, jeden zweiten Tag eine warme Hauptspeise, ein Hobby oder Tref-
fen mit Freund:innen nicht leisten können, blieb unverändert auf einem geringen 
Niveau (Statistik Austria 2024c).

1.2  Kinderarmut verursacht hohe  
soziale und ökonomische Kosten

Die individuellen und gesellschaftlichen Folgekosten von armutsbetroffenen Kin-
dern und Jugendlichen sind wissenschaftlich gut dokumentiert. Personen mit Ar-
mutserfahrungen während der Kindheit leiden häufig unter deren langfristigen Fol-
gen. Schlechtere schulische Leistungen, ein niedrigeres Bildungsniveau, ein höheres 
Risiko von Arbeitslosigkeit, geringe Jobqualität und ein niedrigeres Einkommen im 
Erwachsenenalter sind Beispiele für negative Konsequenzen (siehe z. B. Silva-Laya et 
al. 2020; Davenport/Slate 2019; Duncan/Magnuson 2013). Zudem ist wissenschaftlich 
gut belegt, dass ein niedriger sozioökonomischer Status mit einem schlechten physi-
schen Gesundheitszustand und einer beeinträchtigten kognitiven Leistung im späte-
ren Alter verbunden ist (siehe z. B. Mortensen/Torssander 2017; Tampubolon 2015; 
Terraneo 2017; Berndt/Fors, 2016; Pan 2020; Currie 2009). In den letzten Jahren er-
hielten zudem auch die adversen Effekte von Armut auf die psychische Gesundheit 
mehr Aufmerksamkeit vonseiten der Wissenschaft (siehe etwa Wise 2016; Ridley et 
al. 2020; Terraneo 2017; Thomson et al. 2022). Chaudry und Wimer (2016) zeigen bei-
spielsweise, dass Armut und niedriges Einkommen die kindliche Entwicklung ne-
gativ beeinflussen, insbesondere in Bezug auf die kognitiven Fähigkeiten und das 
Bildungsniveau. Dies sei darauf zurückzuführen, dass Kinder in Armut häufiger un-
ter stressigen, belastenden und chaotischen Bedingungen leben. Najman et al. (2010) 
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zeigen ebenfalls auf, dass Armut in der frühen Kindheit der stärkste Prädiktor für 
Angstzustände und Depressionen im Jugend- und jungen Erwachsenenalter ist – mit 
weitreichenden Folgen für das spätere Leben. Pryor et al. (2019) spezifizieren zudem, 
dass Kinder, die in finanziell instabilen Haushalten aufwachsen, ein erhöhtes Risiko 
für eine Reihe psychosozialer Symptome aufweisen, insbesondere für externalisie-
rendes Verhalten und Stress im frühen Erwachsenenalter. Auch aus der Perspektive 
der Kinder selbst sind diese Erfahrungen mit hoher Belastung verbunden. Die qua-
litativen Forschungsergebnisse des AWO-Instituts für Sozialforschung und Sozial-
wirtschaft (ISS) zeigen etwa, dass sich Armut bereits früh im kindlichen Selbstbild 
und in der sozialen Teilhabe niederschlägt (Heinrich/Volf 2022). Kinder aus armuts-
betroffenen Familien berichten etwa von Schamgefühlen, Ausgrenzungserfahrun-
gen und eingeschränkten Bildungs- und Freizeitmöglichkeiten. Besonders relevant 
ist hierbei die Frage der intergenerationalen Weitergabe von Armut, da soziale Mo-
bilität stark durch die finanziellen Ressourcen des Elternhauses beeinflusst wird. 

Eine Studie der OECD aus dem Jahr 2022 zeigt die hohen budgetären Folgekosten von 
Armut für eine Gesellschaft auf (Clarke et al. 2022). Diese werden von den Autor:in-
nen mithilfe der EU-SILC-Daten (European Union Statistics on Income and Living Con-
ditions) in Form von geringerer Arbeitsmarktbeteiligung, niedrigeren Einkommen 
und den Kosten von schlechterer Gesundheit geschätzt. In Österreich belaufen sich 
die Schätzungen auf 3,6 % des BIP pro Jahr, das entspricht etwa 17 Mrd. Euro (Clarke 
et al. 2022). Diese gehen in Österreich vor allem auf hohe gesundheitliche Folgekos-
ten und deutlich schlechtere Einkommenschancen zurück. Denn armutsgefährde-
te Kinder weisen in ihrem späteren Leben zwar ein ähnlich hohes Erwerbsausmaß 
auf wie jene, die in nicht armutsgefährdeten Familien aufgewachsen sind, verfügen 
jedoch im Schnitt über ein deutlich geringeres Einkommen. Die OECD betont, dass 
insbesondere Barrieren im Bildungssystem und damit die Vererbung von Bildungs-
niveaus Hemmnisse für die wirksame Reduktion von Kinderarmut darstellen. Die 
Bekämpfung von Kinderarmut ist jedoch nicht nur eine wirtschaftliche und soziale 
Notwendigkeit, sondern auch eine menschenrechtliche Verpflichtung. Im Rahmen 
der UN-Kinderrechtskonvention von 1989 haben sich Staaten dazu verpflichtet, das 
Recht jedes Kindes auf eine angemessene Lebensqualität und soziale Teilhabe si-
cherzustellen. Insbesondere Artikel 27 betont das Recht des Kindes auf einen ange-
messenen Lebensstandard, während Artikel 28 das Recht auf Bildung als zentralen 
Faktor zur Armutsbekämpfung hervorhebt. Diese kinderrechtlichen Perspektiven 
unterstreichen die Notwendigkeit umfassender Maßnahmen zur Armutsbekämp-
fung und sozialen Absicherung von Kindern.

Im Folgenden wird das von der gemeinnützigen Wohlfahrtsorganisation Volkshil-
fe Österreich (2024) – mit Expertise der Arbeiterkammer (AK) und des Österreichi-
schen Gewerkschaftsbunds (ÖGB) – erstellte neue Modell einer Kindergrundsiche-
rung für Österreich erläutert und aus einer ökonomischen Perspektive analysiert. 
Es ist aktuell das einzige konkrete Konzept in der öffentlichen Debatte und setzt sich 
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aus drei Teilen, nämlich ausgewählten Sachleistungen, einem universellen mone-
tären Betrag sowie einer einkommensabhängigen Komponente basierend auf den 
Referenzbudgets der ASB Schuldnerberatungen GmbH, zusammen. Ziel unseres Pa-
piers ist es, mögliche Auswirkungen der Einführung einer österreichweiten Kinder-
grundsicherung in Hinblick auf die Verteilung, das Arbeitsangebot, die Armutsge-
fährdung sowie die fiskalischen Kosten zu diskutieren. Die Berechnungen beziehen 
sich dabei auf das Jahr 2023 und definieren Kinder als Personen unter 18 Jahren.

2.  Das Modell der Kindergrundsicherung

In der Debatte um Kinderarmut hat die Volkshilfe Österreich in der Vergangenheit 
bereits ein Modell präsentiert und seine Auswirkungen wissenschaftlich analysie-
ren lassen (siehe Fuchs/Hollan 2018; Fuchs/Wohlgemuth 2023). Auch die Arbeiter-
kammer (AK) hat mit ihrem „AK Paket zur Bekämpfung von Kinderarmut“ 2021 ein 
Forderungspaket vorgelegt (Arbeiterkammer 2021), das in der Folge weiterentwi-
ckelt und stärker fokussiert wurde. Die Konzepte unterschieden sich im Wesent-
lichen dadurch, dass die Volkshilfe, wiewohl sie grundsätzlich den Ausbau von re-
levanten Sachleistungen wie etwa der Kinderbetreuung und Elementarbildung 
fordert,1 sich bei der Kindergrundsicherung selbst auf Geldleistungen fokussier-
te. Im Gegensatz dazu stellte die Arbeiterkammer Sachleistungen im Bereich der 
Bildung, Gesundheit und Unterstützung der Familien ins Zentrum, wobei auch ei-
ne Verbesserung der finanziellen Leistungen vorgesehen war. Durch intensive Zu-
sammenarbeit der Expert:innen der Volkshilfe sowie des ÖGB und der AK wurde 
das ursprüngliche Modell der Volkshilfe weiterentwickelt und u. a. um den Bereich 
der Sachleistungen erweitert. 

Das neue Konzept für eine österreichische Kindergrundsicherung zielt auf Kinder 
bis zum vollendeten 18. Lebensjahr mit Wohnsitz in Österreich ab und sieht drei Säu-
len vor (Volkshilfe 2024). Säule 1 fokussiert dabei auf Sachleistungen, Säule 2 auf ei-
ne universelle und Säule 3 auf eine einkommensabhängige Geldleistung. 

Säule 1: Grundversorgung 
durch Sachleistungen

Säule 2: Universalbetrag  
entwickelt bestehende  
Leistungen weiter

Säule 3: Einkommens
abhängiger Betrag

	•Elementarbildung
	•Ganztagsschulen
	•warmes Mittagessen
	•Ferien- und Freizeitangebote
	•medizinische und therapeutische 
Versorgung

	•Familienbeihilfe
	•Kinderabsetzbetrag
	•Familienbonus Plus

	•27 % des Ausgleichzulagenricht
satzes (2023: 284,48 Euro pro Kind)
	•Die Einkommensgrenze richtet sich 
nach dem Referenzbudget

1	 2022 gab es einen Kriterienkatalog, in dem als Grundbedingung für eine effektive 
Kindergrundsicherung die Expansion kindgerechter sozialer Infrastruktur genannt wurde. 
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2.1  Säule 1: Grundversorgung durch Sachleistungen

In der ersten Säule sind grundlegende Sachleistungen zusammengefasst, die im Zu-
ge einer Kindergrundsicherung ausgebaut werden müssten. Diese Leistungen sollen 
gemäß der Zielsetzung der Kindergrundsicherung für alle frei und niederschwellig 
zugänglich sein. Klare, gesetzlich verankerte Rechtsansprüche würden dazu beitra-
gen, die hohen Kinderkosten nachhaltig zu senken, aber auch die Eltern in der täg-
lichen Versorgungsarbeit zu entlasten. 

Im Bildungsbereich ist das vorrangig der Ausbau ganztägiger Elementarbildung und 
schulischer Bildung, einschließlich Förderung bzw. Lernunterstützung, Unterrichts-
materialien und Verpflegung. Investitionen in den Bildungsbereich, insbesondere in 
die Elementarbildung, können präventiv gegen Armut wirken, da sie deutlich positi-
ve Effekte auf den späteren Bildungserwerb, die Wahrscheinlichkeit einer Vollzeit-
beschäftigung und den Stundenlohn haben (Fessler/Schneebaum 2016). Zusätzliche 
Freizeit- und Ferienangebote sollen die soziale Teilhabe von Kindern fördern und 
die Betreuungssituation in den Schulferien verbessern. In Österreich ist nach wie 
vor nur knapp ein Drittel der Kinder unter drei Jahren in formalen Kinderbetreu-
ungseinrichtungen (Statistik Austria 2024a). Auch die Kosten, die mit dem Schulbe-
such in Verbindung stehen, sind hoch, etwa für Schulsachen, Schulveranstaltungen 
oder Nachhilfe (Schönherr et al. 2021). 

Eine flächendeckende, ganzjährige Ganztagsbetreuung bis zur Erreichung des Schul-
alters könnte Kindern – unabhängig von ihrem sozioökonomischen Hintergrund – 
eine frühe Förderung inklusive Sprachförderung und eine gute Vorbereitung auf die 
Volksschule ermöglichen. Gemeinsam mit ganztägigen Schulformen machen sie es 
für Eltern – insbesondere Mütter – oft erst möglich, erwerbstätig zu sein, was wiede-
rum armutsreduzierend wirken kann. Bieten diese Schulen auch Lernunterstützung 
und Freizeitangebote, könnten sie die soziale Teilhabe von Kindern verbessern und 
möglicherweise die Vererbung von Bildung – und damit auch Armut – abschwächen. 

Ein kostenloses warmes und gesundes Mittagessen sowie die Beseitigung der „ver-
steckten“ Kosten in Schule und Kindergarten (Schulsachen, Bastelbeiträge, Ausflugs-
geld etc.) könnten weitere wichtige Elemente für einen inklusiven Bildungsbereich 
sein. Derzeit müssen Familien im Schnitt 2.223 Euro pro Kind und Jahr zum Schul-
besuch dazuzahlen – von den Kosten für Schulsachen über die Nachmittagsbetreu-
ung bis hin zu Laptops oder Tablets (Glaser/Schönherr 2024). Inklusive Maßnahmen 
im Schulbereich wirken also unmittelbar entlastend für Familien.

Im Gesundheits- und Unterstützungsbereich soll das Best-Practice-Modell „Frühe 
Hilfen“ als wichtige Schnittstelle von derzeit bis zum 3. Lebensjahr des Kindes bis 
zum 6. Lebensjahr (und perspektivisch bis zum 10. Lebensjahr) ausgeweitet werden. 
Das Modell „Frühe Hilfen“ bietet präventive Unterstützungsangebote für (werdende) 
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Eltern und Familien mit jungen Kindern, um gesundheitliche, soziale und entwick-
lungsbezogene Risiken frühzeitig zu erkennen und diesen durch bedarfsorientier-
te Betreuung und Beratung entgegenzuwirken. Diese Unterstützung soll um eine 
Begleitung durch soziale Arbeit ausgeweitet werden, um sicherzustellen, dass Fa-
milien bestehende Ansprüche auf Sozialleistungen auch geltend machen können.

Durch die Bereitstellung von Sachleistungen ergeben sich konkrete Ersparnisse, et-
wa wenn Mittagessen und Schulsachen kostenfrei für alle zur Verfügung stehen. Das 
Ausmaß der Entlastung durch Sachleistungen hängt von der konkreten Familiensi-
tuation und der jeweiligen Inanspruchnahme bzw. Anspruchsdauer ab.

2.2  Säule 2: Universalbetrag

Der Universalbetrag soll bestehende Geldleistungen für Kinder zusammenfassen 
und daher übersichtlicher und transparenter machen. Umfasst sind die steuerli-
chen Leistungen Kinderabsetzbetrag und Familienbonus Plus. Der Kindermehrbe-
trag spielt keine Rolle, da in den Universalbetrag der Familienbonus Plus für alle 
Kinder in voller Höhe einfließt. Entsprechend den geltenden Bestimmungen wird 
der Universalbetrag jährlich valorisiert und damit der Wertverlust durch die In-
flation abgegolten. 

Abbildung 1: Universalbetrag nach Alter des Kindes, monatliche Werte für ein Kind 
für das Jahr 2023
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In der Familienbeihilfe soll die Altersstaffel umgestaltet werden, indem die Alters-
grenzen für die bisher geltenden Erhöhungen von 10 und 18 Jahren des Kindes auf 
6 und 15 Jahre vorgezogen werden. Sie würden damit analog zum Schuleintritt und 
dem Abschluss der Pflichtschule verlaufen, wo jeweils Kostensprünge stattfinden. 
Andere Elemente der Familienbeihilfe wie das Schulstartgeld, der Mehrkindzu-
schlag, die Geschwisterstaffelung und die Zuschläge für ein erheblich behindertes 
Kind bleiben unverändert. Daraus ergibt sich ein Universalbetrag, der je nach Al-
ter des Kindes zwischen 350 Euro (für Kinder bis zwei Jahre) und 404 Euro (für Kin-
der bis 18 Jahre) beträgt. 

2.3  Säule 3: einkommensabhängige Förderung der Kinder

Die Höhe der Kindergrundsicherung orientiert sich grundsätzlich am Konzept der 
Referenzbudgets. Die staatlich anerkannte ASB Schuldnerberatung errechnet jedes 
Jahr die Referenzbudgets für verschiedene Familienkonstellationen (ASB o. J.). Diese 
geben an, wie hoch die erforderlichen Haushaltsausgaben sind, um nicht nur das Mi-
nimum abzudecken, sondern ein gutes Leben mit kultureller und sozialer Teilhabe 
zu führen. Die ermittelten Werte liegen zum Teil deutlich über der Armutsgefähr-
dungsschwelle, die mit 60 % des Medians des äquivalisierten Haushaltseinkommens 
festgelegt ist. Referenzbudgets fokussieren – anders als das EU-SILC-Armutskon-
zept – nicht auf die Einkommensseite, sondern auf die zu finanzierenden Ausgaben. 
Diese werden derzeit von der ASB Schuldnerberatung berechnet und stehen nicht 
für alle Haushaltskonstellationen zur Verfügung. Zudem sind die Grundlagen für 
die Berechnung im Detail nicht öffentlich zugänglich. Damit die Referenzbudgets 
als Kenngröße für die Berechnung von Leistungsansprüchen zur Anwendung kom-
men könnten, müssten diese weiterentwickelt werden und für jede nur erdenkliche 
Haushaltskonstellation berechnet werden können. 

Für das Jahr 2023 wurde auf Basis der Referenzbudgets ein monatlicher finanzieller 
Bedarf von 812 Euro für 7-jährige Kinder und von 872 Euro für 14-jährige Jugendli-
che errechnet. Vergleicht man diese Werte mit den tatsächlichen Ausgaben von Fa-
milien mit Kindern, fallen diese relativ hoch aus. Humer und Rapp (2020) zeigen, 
dass in der Literatur die Bandbreite der errechneten tatsächlichen Kosten für das 
erste Kind von 156 Euro bis 1.044 Euro reicht. Berechnungen der Statistik Austria 
ergeben für das Jahr 2021 Kosten von 395 Euro bzw. 659 Euro für Kinder bis bzw. 
über 14 Jahre (Bauer et al. 2021).

Es gibt keine Informationen zum Finanzbedarf für Mehrpersonenfamilien, etwa 
wenn Großeltern oder mehr als drei Kinder in einem Haushalt leben. Daher tref-
fen wir in unserer Analyse die Annahme, dass die Kosten für eine zusätzliche Per-
son nach Altersgruppe (Kinder unter 14 Jahren, Kinder ab 14 Jahre, Erwachsene ab 
18 Jahre) linear fortgeschrieben werden. Die Zahl der Kinder in Haushalten, deren 
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verfügbares Einkommen unter dem Referenzbudget liegt, betrug 2023 150.000. Da-
mit liegt die Betroffenheit unter Kindern bei 27,8 %, also knapp 8 Prozentpunkte über 
der durch EU-SILC berechneten Armutsgefährdungsquote von Kindern und Jugend-
lichen unter 17 Jahren. Im Rahmen der Kindergrundsicherung sollen alle Familien, 
deren Einkommen unter der Grenze des jeweiligen Referenzbudgets liegen, eine zu-
sätzliche (einkommensabhängige) Geldleistung erhalten (Säule 3). Die einkommens-
abhängige Zahlung soll analog zu den Kinderrichtsätzen in der Mindestsicherung 
in Wien bis zu 27 % des Ausgleichszulagenrichtsatzes betragen. Das wären für 2023 
netto 284,48 Euro pro Monat und Kind. Der einkommensabhängige Betrag soll je-
doch mit jenem Betrag gedeckelt sein, der sich aus der Differenz zwischen verfüg-
barem Haushaltseinkommen und Referenzbudget ergibt.

Zusätzlich sollen mittelfristig die Sachleistungsangebote mit der Höhe der Einkom-
mensgrenzen kommunizieren. Referenzbudgets bilden ab, welche Ausgaben Haus-
halte für grundlegende Lebenshaltungskosten inklusive gesellschaftlicher Teilhabe 
stemmen müssen. Verringern sich die Kinderkosten für Familien, weil bestimmte 
Angebote kostenlos zur Verfügung gestellt werden, sinken auch die entsprechen-
den Einkommensgrenzen, weil sich der Bedarf, Familien mit monetären Leistungen 
zu fördern, reduziert.

3.  Daten und Simulationsmodell

Aus ökonomischer Sicht lassen sich Wirksamkeit und Treffsicherheit von sozialpo-
litischen Reformen anhand der Zahl der davon profitierenden Personen bzw. Haus-
halte, der Verteilungswirkung sowie der Armutsreduktion messen. Auch die Kosten 
und die Auswirkungen auf das Arbeitsangebot sind relevante Faktoren. Diese Be-
urteilung ist für die monetären Komponenten (Säulen 2 und 3) der Kindergrundsi-
cherung möglich. Die Entlastungswirkungen von Sachleistungen (Säule 1) sind hin-
gegen deutlich schwieriger abzuschätzen.

Um die Effekte der Kindergrundsicherung auf die Einkommen der Familien zu schät-
zen, verwenden wir das Steuer- und Transfer-Mikrosimulationsmodell EUROMOD 
(Sutherland/Figari 2013). Dieses bildet das Steuer-, Sozialversicherungs- und Sozi-
alleistungssystem von EU-Ländern detailliert ab und erlaubt es, eigene Simulatio-
nen vorzunehmen. Die Berechnungen basieren auf den Daten des Jahres 2021 von 
EU-SILC (EU Statistics of Income and Living Conditions), die alle erforderlichen In-
formationen zur Haushaltszusammensetzung und zum Haushaltseinkommen bein-
halten. In der Analyse werden alle monetären Variablen mittels verfügbarer Indi-
zes auf das Jahr 2023 aufgewertet.

In unserem Modell simulieren wir die Veränderungen der Einkommen der ös-
terreichischen Haushalte in dem fiktiven Szenario einer Implementierung der 
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Kindergrundsicherung mit Beginn des Jahres 2023. Da EUROMOD ein statisches 
Modell ist, werden mögliche Verhaltensänderungen der Individuen, beispielswei-
se eine Veränderung der Wochenarbeitszeit, nicht berücksichtigt. Das Modell er-
laubt es zudem nur, Geldleistungen, nicht jedoch Sachleistungen zu simulieren. Da-
her kann in unserer Analyse nur auf die Säulen 2 und 3 der Kindergrundsicherung 
detailliert eingegangen werden.

4.  Analyse der Effekte der Kindergrundsicherung

Im folgenden Teil sollen die Auswirkungen einer Einführung des Modells einer Kin-
dergrundsicherung auf die Einkommensverteilung, die Armutsgefährdung, das Bud-
get und das Arbeitsangebot in Österreich analysiert werden. 

4.1  Progressive Verteilungswirkung aller drei Säulen

Wie bereits erwähnt, ist die Analyse der Verteilungswirkung von Sachleistungen 
(Säule 1) aufgrund fehlender Modelle deutlich schwieriger als jene für Geldleistun-
gen. Ganz generell kann festgehalten werden, dass Sachleistungen vor allem unte-
ren Einkommensgruppen zugutekommen und dadurch eine positive umverteilen-
de Wirkung haben (Rocha-Akis et al. 2023). Grund dafür ist, dass sie bei Haushalten 
mit geringen Einkommen relativ stärker ins Gewicht fallen. 

Der Familienbonus Plus begünstigt durch seine Ausgestaltung als Absetzbetrag Haus-
halte mit höheren Einkommen. Familien mit geringen Erwerbseinkommen, vor allem 
jene mit mehreren Kindern, können den Familienbonus daher nicht oder nicht in vol-
ler Höhe beanspruchen. Der neue Universalbetrag stünde allen Familien zur Verfü-
gung. Insgesamt leben 1,1 Mio. Kinder, also knapp 70 % aller Kinder, in Haushalten, 
die vom neuen Universalbetrag profitieren würden. Verlierer:innen gäbe es durch 
die Reform keine. Säule 2 der Kindergrundsicherung weist damit eine deutlich pro-
gressive Verteilungswirkung auf. Die Zugewinne bei Haushalten am oberen Ende der 
Einkommensverteilung sind vor allem auf die Anpassung der Altersgrenzen bei der 
Familienbeihilfe zurückzuführen und daher vergleichsweise gering. Jene Haushalte, 
die im 10. Dezil von der Reform profitieren, bekommen im Schnitt 21 Euro mehr pro 
Jahr. Im untersten Einkommensdezil beträgt der Einkommenszugewinn mit durch-
schnittlich 258 Euro pro Jahr ein Vielfaches davon. Haushalte, die den Familienbonus 
aufgrund ihrer geringen Steuerzahlung bisher nicht oder nur teilweise ausschöpfen 
konnten, würden nach der Reform also deutliche Einkommensgewinne verzeichnen.

Der einkommensabhängige Teil, der die dritte Säule der Kindergrundsicherung 
bildet, kommt zusätzlich jenen Familien zugute, deren Haushaltseinkommen unter 
dem jeweiligen Referenzbudget liegt.
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Mithilfe des Mikrosimulationsmodells EUROMOD kann die Wirkung des einkom-
mensabhängigen Betrags nur teilweise abgeschätzt werden. Die regionale Kompo-
nente, nämlich dass sich die Kinderrichtsätze der Sozialhilfe sowohl nach Bundes-
land wie zumeist auch nach Anzahl der Kinder unterscheiden und häufig weniger 
als 27 % des Ausgleichzulagenrichtsatzes betragen, kann im Modell nicht berücksich-
tigt werden, da die Mindestsicherung in vereinfachter Form anhand der geltenden 
Bestimmungen in Wien für ganz Österreich simuliert wird. Da 72 % der Mindest-
sicherungsbezieher:innen in Wien leben (Statistik Austria 2024b), stellt die Simu-
lation dennoch eine gute Annäherung dar. Hinzu kommt, dass das Modell auf der 
Annahme beruht, dass alle Menschen, die Anspruch auf die Leistung haben, diese 
auch beziehen. Schätzungen zufolge beträgt die Non-Take-up-Rate in Österreich je-
doch etwa ein Drittel (Fuchs et al. 2020). Die Simulation bildet also die Kosten und 
die Verteilungswirkung unter der Annahme ab, dass im Status quo für alle Kinder 
die geltenden Richtsätze in Wien ausbezahlt werden und sowohl die aktuelle Sozi-
alhilfe als auch der einkommensabhängige Teil der Kindergrundsicherung von al-
len Familien, die Anspruch darauf haben, abgerufen werden. Die Schätzung ist da-
her als unterer Grenzwert zu betrachten. 

Abbildung 2: Durchschnittliche monatliche Einkommensgewinne der betroffenen 
Haushalte nach Einkommensdezil

 Quelle: eigene Berechnung in EUROMOD

Den in seiner Höhe variierenden einkommensabhängigen Teil würden insgesamt 
438.000 Kinder erhalten. Das sind mehr als doppelt so viele wie jene, die (anhand der 
im Modell bestehenden Annahmen) aktuell Anspruch auf die Sozialhilfe hätten. Der 
einkommensabhängige Teil hat ebenfalls einen stark progressiven Charakter und 
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kommt vor allem Haushalten in den unteren beiden Dezilen zugute. Durchschnitt-
lich entspricht der Einkommensgewinn im ersten Dezil 110 Euro und im zweiten 
Dezil 268 Euro pro Monat. 

Abbildung 3: Durchschnittliche gesamte monatliche Einkommensgewinne der be-
troffenen Haushalte nach Einkommensdezil

Quelle: eigene Berechnung in EUROMOD

4.2  Die Kindergrundsicherung verringert  
die Armutsgefährdung deutlich

Da die Berechnung der Armutsgefährdung nach EU-SILC das Haushaltseinkom-
men ins Verhältnis zum Median stellt, kann die armutsverringernde Wirkung von 
Sachleistungen in dieser Berechnung nicht berücksichtigt werden. Weiterführende 
Analysen zur Wirkung von Sachleistungen für vergleichbare europäische Länder 
zeigen jedoch, dass Leistungen in den Bereichen Bildung, Gesundheit und Wohnen 
die Armutsbetroffenheit von Familien mit Kindern verringern (Paulus et al. 2010).

Unsere Simulationen für die zweite und dritte Säule ergeben, dass der Universalbe-
trag die Zahl der Kinder, die in armutsgefährdeten Haushalten leben, von 293.140 
auf 176.850 reduzieren würde. Das heißt, 116.290 bzw. 39 % der Kinder würden aus 
der Armutsgefährdung befreit. Gemeinsam mit dem einkommensabhängigen Be-
trag würde sich die Armutsgefährdung unter Kindern mehr als halbieren und auf 
122.610 Kinder reduzieren. Damit würde die allgemeine Armutsgefährdungsquote 
von 13,7 % auf 9,9 % (–3,8 Prozentpunkte) sinken.
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4.3  Fiskalische Kosten

Der größte Teil der Kosten entfällt auf die erste Säule, nämlich den Ausbau der kind-
bezogenen Infrastruktur. Hier waren die Investitionen der vergangenen Jahre zu ge-
ring, insbesondere im Bereich der Kinderbetreuung. Österreich verfehlt europäi-
sche Zielwerte zu den Betreuungsquoten deutlich (Europäische Kommission 2022). 
Die Abgrenzung, welche kindbezogenen Ausgaben der Kindergrundsicherung zu-
gerechnet werden sollen, ist nicht leicht zu treffen.

In einer ersten Schätzung wurden in der ersten Säule jene Kosten, die in Zusam-
menhang mit Bildung und Teilhabe stehen, genauer beleuchtet (Volkshilfe 2024). 
Die Kosten für den Ausbau der kinderspezifischen Infrastruktur werden darin mit 
3,8 Mrd. Euro beziffert. Dabei beläuft sich der flächendeckende Ausbau der Kinder-
betreuung auf 1,6 Mrd. Euro und jener der Nachmittagsbetreuung auf 1,2 Mrd. Eu-
ro. Das Mittagessen für alle Schulkinder wird mit 900 Mio. Euro beziffert und das 
Teilhabepaket mit 100 Mio. Euro. 

Während es sich bei den Kosten für die Kinderbetreuung, Mittagessen und Teilha-
ben um jährlich anfallende Kosten handelt, ist davon auszugehen, dass jene für den 
Ausbau der Nachmittagsbetreuung sich auf die insgesamt erforderlichen Investi-
tionen beziehen, deren Auszahlung über mehrere Jahre erfolgen wird. Mitterer et 
al. (2022) schätzen die erforderlichen jährlichen Investitionsausgaben auf 154 bis 
270 Mio. Euro. Damit würde die jährliche Gesamtsumme auf 2,9 Mrd. Euro sinken. 
Zudem entfällt ein beträchtlicher Teil der Kosten auf Personalkosten. Die Steuern 
und Abgaben darauf würden unmittelbar wieder Einnahmen für die öffentliche 
Hand generieren. Darüber hinaus entstehen zusätzliche Einnahmen, indem (vor-
wiegend) Frauen, die aufgrund der besseren Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
eine Erwerbstätigkeit aufnehmen oder eine bestehende ausweiten und dann eben-
falls Steuern und Abgaben zahlen. Nicht zuletzt würden die höheren Einkommen 
bzw. die höhere Nachfrage durch Investitionen positive wirtschaftliche Effekte nach 
sich ziehen. Modellrechnungen zeigen, dass damit je nach wirtschaftlicher Lage die 
zusätzlichen Einnahmen die Kosten sogar übertreffen können.

Im Sinne der Chancengerechtigkeit wäre auch die Umsetzung des AK-Chancenin-
dex, der eine bessere Finanzierung von Schulen mit vielen Kindern mit Unterstüt-
zungsbedarf vorsieht, eine wichtige Maßnahme. Dies würde mit 400 Mio. Euro zu Bu-
che schlagen, wird aber in der Kindergrundsicherung nicht unmittelbar angeführt.

Der Großteil der Maßnahmen der ersten Säule erfüllt neben wesentlichen armuts-
vermeidenden Wirkungen zusätzlich auch andere wichtige Ziele der Gesellschafts-
politik. Ein Ausbau der Elementarbildung und ganztägiger Schulformen ist auch eine 
zentrale Forderung in der Bildungs- und Gleichstellungspolitik, eine bessere gesund-
heitliche Versorgung (wie etwa ein gesundes Mittagessen oder mehr therapeutische 
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Angebote) ebenso zentrales Ziel einer fortschrittlichen Gesundheitspolitik. Eine Ab-
grenzung, welchem Politikbereich die Maßnahmen primär zuzuordnen sind und von 
wem die damit verbunden budgetären Kosten zu tragen sind, ist letztlich eine Fra-
ge der politischen Bewertung.

Der Kindergrundsicherung zuordenbare Kosten sind jedenfalls jene für die monetä-
ren Transfers der Säulen 2 und 3. Die Zusatzkosten des Universalbetrags der Säule 2 
belaufen sich auf 970 Mio. Euro, wobei 170 Mio. Euro davon auf die neue Altersstaf-
felung und die verbleibenden 800 Mio. Euro auf die Ausweitung des Familienbonus 
Plus entfallen. Die zusätzlichen Kosten des einkommensabhängigen Teils der Säule 3 
belaufen sich auf 640 Mio. Euro, allerdings unter der Voraussetzung, dass alle, die 
berechtigt sind, die Leistung auch tatsächlich in Anspruch nehmen. Die Mehrkos-
ten der Geldleistungen der Kindergrundsicherung würden somit 1,6 Mrd. Euro pro 
Jahr betragen. Dabei handelt es sich um eine Abschätzung der kurzfristigen budgetä-
ren Kosten. Etwaige positive langfristige budgetäre Effekte, etwa durch einen höhe-
ren Bildungsstand und eine spätere höhere Erwerbsbeteiligung der profitierenden 
Kinder, werden in diesem Beitrag nicht quantifiziert. Die eingangs erwähnte Schät-
zung der OECD, dass Kinderarmut wirtschaftliche Folgekosten von 3,6 % des BIP pro 
Jahr verursachen (Clarke et al. 2022), zeigen, dass die Kosten für eine Kindergrund-
sicherung auch als Investition verstanden werden sollten, deren künftige positive 
Effekte die aktuellen Kosten deutlich übersteigen könnten.

4.4  Verteilung der Kosten auf die Gebietskörperschaften

In der politischen Umsetzung ist nicht nur die Höhe der fiskalischen Kosten rele-
vant, sondern auch, auf welche Gebietskörperschaften sie entfallen.

Die Sachleistungen in Säule 1 fallen großteils in die Finanzierungszuständigkeit der 
Gemeinden. Diese sind – kofinanziert durch Bund und Länder – für die Errichtung 
und den laufenden Betrieb von Elementarbildungseinrichtungen verantwortlich. 
Im Zuge des neuen Finanzausgleichs wurden im Rahmen des Zukunftsfonds zusätz-
liche Mittel in Höhe von 500 Mio. Euro pro Jahr für den Ausbau der Elementarpä-
dagogik bereitgestellt. Da Gemeinden nur beschränkte Budgetspielräume haben, 
bräuchte es weitere zweckgebundene Zuweisungen des Bundes für flächendecken-
de ganztägige Kinderbetreuung, warme Mittagessen sowie Freizeiteinrichtungen. 
Die Finanzierung der Schuldbildung ist zwischen Bund und Ländern aufgeteilt, wäh-
rend die Finanzierung der „Frühen Hilfen“ alle drei Gebietskörperschaften und die 
Sozialversicherung involviert. Der Ausbau der Kinderheilkunde und der Psycho-
therapieangebote für Kinder und Jugendliche entfällt ebenfalls auf die Sozialversi-
cherung. Es wird deutlich, dass eine Vielzahl an staatlichen Einheiten beim Ausbau 
der kinderbezogenen Dienstleistungen gefordert wäre. Die Finanzzuweisungen des 
Bundes müssten entlang einer Wirkungsorientierung mit konkreten Zielvorgaben 
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erfolgen, um einen raschen und koordinierten Ausbau zu ermöglichen. Der Ansatz 
eines aufgabenorientierten Finanzausgleichs wäre dafür ein geeignetes Instrument 
(vgl. Pirklbauer 2018).

Die Kosten des Universalbetrags entfallen zur Gänze auf den Bund. Familienbeihilfe 
und Kinderabsetzbetrag werden monatlich als Transfer an die Haushalte überwie-
sen. Der Familienbonus, der ebenfalls Teil des Universalbetrags werden soll, könnte 
mit dem Kinderabsetzbetrag zusammengefasst und gemeinsam mit der Familienbei-
hilfe ausbezahlt werden. Zu beachten ist, dass der Familienbonus aktuell nicht valo-
risiert wird, aber in der Vergangenheit mehrfach diskretionär deutlich angehoben 
wurde. Wird der Universalbetrag als Sozialleistung definiert, würde entsprechend 
den geltenden Bestimmungen eine jährliche Anpassung an die Inflation erfolgen. 
Das ist mit Kostensteigerungen in der Zukunft verbunden, allerdings sind im Ge-
genzug die Erhöhungen für die Empfänger:innen weniger sprunghaft und besser 
vorhersehbar als die bisherigen politisch festgelegten Anhebungen. Innerhalb der 
Haushalte würde sich die Begünstigung stärker zu den Frauen verschieben. Wäh-
rend der Familienbonus Plus in etwa zu 80 % (aufgrund der im Schnitt höheren Er-
werbseinkommen) an Väter ausbezahlt wird (Humer et al. 2020), sind es gemäß den 
geltenden Bestimmungen primär Mütter, die die Familienbeihilfe und den Kinder-
absetzbetrag erhalten und daher wohl auch künftig den Universalbetrag beziehen 
würden (sofern von den Eltern nicht aktiv eine andere Option für den Leistungsbe-
zug gewählt wird). 

Entsprechend dem derzeitigen System wären es die Länder, die den einkommensab-
hängigen Betrag im Rahmen der Sozialhilfe bzw. Mindestsicherung finanzieren wür-
den. Um die Leistung zu vereinheitlichen und niederschwelliger zugänglich zu ma-
chen, wäre es zudem denkbar, die Sozialhilfe von der Landes- auf die Bundesebene 
zu heben. Damit würde die Finanzierungszuständigkeit beim Bund liegen. Grund-
sätzlich müsste jedoch noch über die Kostenverteilung zwischen dem Bund und den 
Ländern verhandelt werden.

4.5  Auswirkungen auf das Arbeitsangebot nicht eindeutig

Das deklarierte Hauptziel der Kindergrundsicherung, wie sie derzeit in Österreich 
diskutiert wird, ist die Reduktion von Kinderarmut und die Verbesserung der fi-
nanziellen Situation von Familien. Neben diesem primären Ziel könnte die Einfüh-
rung einer solchen Maßnahme jedoch auch bedeutende Auswirkungen auf das Ar-
beitsangebot von Familien haben. Insbesondere in Hinblick auf die seit 2009 in der 
österreichischen Verfassung verankerte Strategie der geschlechtergerechten Bud-
getgestaltung („Gender-Budgeting“) muss die unterschiedliche Betroffenheit der Ge-
schlechter bei Änderungen des österreichischen Steuer- und Transfersystems Be-
rücksichtigung finden. Allgemeine Gleichstellungsziele, die (laut nationalen und 
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internationalen Vereinbarungen) verfolgt werden sollten, betreffen etwa die Er-
höhung der Frauenerwerbsbeteiligung, eine Verbesserung der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf oder eine gleichmäßigere Aufteilung von bezahlter und unbe-
zahlter Arbeit (Schratzenstaller 2015). Die Erreichung dieser Ziele könnte von der 
Einführung einer Kindergrundsicherung potenziell beeinflusst werden und sollte 
mitberücksichtigt werden. In diesem Kapitel werden primär die Effekte der Geld-
leistungen (Säulen 2 und 3) auf die Erwerbsbeteiligung aus einer ökonomischen 
Perspektive diskutiert.

4.5.1  Theoretische Überlegungen

In der ökonomischen Standardliteratur wird der Zusammenhang zwischen Einkom-
men und Arbeitsangebot zumeist anhand von zwei zentralen Mechanismen disku-
tiert: dem Einkommenseffekt und dem Substitutionseffekt. Der Einkommenseffekt 
tritt auf, wenn eine Erhöhung des Einkommens zu einer Reduktion der Arbeitszeit 
führt, da bereits mit weniger Erwerbsarbeit ein bestimmtes Einkommensniveau er-
reicht werden kann. Der Substitutionseffekt beschreibt hingegen, wie sich die re-
lativen Kosten von Erwerbsarbeit und Freizeit verändern, wenn das Einkommen 
steigt. Da der einkommensunabhängige Universalbetrag der Kindergrundsiche-
rung als feste Zahlung an alle Haushalte mit anspruchsberechtigten Kindern ausge-
zahlt wird – unabhängig davon, ob die Eltern erwerbstätig sind oder nicht –, wirkt 
dieser wie ein reiner Einkommenseffekt. Die Eltern könnten durch das zusätzliche 
Einkommen finanziell entlastet werden und ihre Arbeitsstunden reduzieren, da sie 
weniger Erwerbsarbeit benötigen, um ihre Lebenshaltungskosten zu decken bzw. ih-
ren Lebensstandard zu halten. Dieser Effekt könnte insbesondere bei Teilzeit arbei-
tenden Frauen mit mehreren Kindern relevant sein, die durch die Kindergrundsi-
cherung zusätzliche finanzielle Sicherheit erhalten, durch Sorgearbeit besonders 
belastet sind und deshalb möglicherweise ihre Erwerbsarbeit reduzieren. Der Ef-
fekt könnte jedoch je nach Höhe des ursprünglichen Einkommens unterschiedlich 
ausgeprägt sein. Der einkommensabhängige Teil der Kindergrundsicherung könn-
te eine sogenannte „Armutsfalle“ begünstigen. Wenn das Einkommen einer Fami-
lie aufgrund von erhöhter Arbeitsmarktpartizipation steigt (z. B. wenn Teilzeit ar-
beitende Mütter die Zahl der Stunden erhöhen) und dadurch die Sozialleistungen 
reduziert werden, könnten die Anreize zur Arbeitsaufnahme abgeschwächt wer-
den. Vor allem Haushalte, die sich knapp über der Schwelle für die höhere Unter-
stützung befinden, oder jene, die durch eine höhere Anzahl an Kindern deutlich hö-
here Transfers erhalten, wären davon betroffen. Da die Kindergrundsicherung im 
Gegensatz zu erwerbsbezogenen Steuererleichterungen nicht an eine Arbeitsleis-
tung gekoppelt ist und keine direkte Veränderung des Lohnes bewirkt, ist zu erwar-
ten, dass der Substitutionseffekt nur eine geringe Rolle spielt. Die Auswirkung von 
monetären Familienleistungen hängt jedoch nicht nur vom Einkommens- und Subs-
titutionseffekt ab, sondern auch von der Ausgestaltung des restlichen Steuer- und 
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Transfersystems, den institutionellen Rahmenbedingungen (wie etwa der Verfüg-
barkeit von Kinderbetreuungseinrichtungen) und insbesondere auch von den ge-
sellschaftlichen Normen und Rollenbildern (Lechinger/Six 2023). Gerade bei den 
institutionellen Rahmenbedingungen könnte die erste Säule der Kindergrundsi-
cherung, insbesondere durch Ausbau und Qualitätssicherung im elementarpädago-
gischen Bereich sowie bei ganztägigen Schulformen, zu einer höheren Erwerbsbe-
teiligung führen: Sie könnte die Vereinbarkeit von Familie und Beruf insbesondere 
für Frauen substanziell verbessern, etwa durch längere Öffnungszeiten, ganzjähri-
ge Betreuung und ein dichteres Netz an Kinderbetreuungsplätzen. Die neuesten Da-
ten der Zeitverwendungserhebung zeigen etwa, dass die Erwerbsstunden von Müt-
tern zunehmen, wenn die Kinder mehr Stunden in Kinderbetreuungseinrichtungen 
verbringen (Achleitner/Premrov 2025).

4.5.2  Ökonomische empirische Evidenz über die Auswirkung  
von Geldleistungen auf das Arbeitsangebot

In der ökonomischen empirischen Literatur gibt es bereits eine Vielzahl an Studien, 
die sich mit den Auswirkungen von monetären Familienleistungen auf das Arbeits-
angebot beschäftigen. Der Großteil der Literatur befasst sich jedoch mit sogenann-
ten „in-work tax credits“, also Steuererleichterungen für erwerbstätige Eltern, die 
explizit darauf abzielen, die Anreize für Erwerbstätigkeit zu erhöhen. Es zeigt sich, 
dass Einkommensänderungen durch Steuererleichterungen unterschiedliche Ef-
fekte auf das Arbeitsangebot von Familien mit Kindern haben können, abhängig 
von Land, Zeit, genauer Ausgestaltung und berechtigten Bevölkerungsgruppen (sie-
he etwa Blundell et al. 2013; Blundell/Shepard 2012; Brewer et al. 2009; Christl et al. 
2022; Bettendorf et al. 2012). 

Für nichtsteuerliche monetäre Familienleistungen sind Arbeitsangebotsreaktionen 
seltener untersucht, da sie nicht der Hauptfokus solcher Maßnahmen sind und es 
oftmals schwierig ist, eine geeignete Kontrollgruppe zu finden. Zusätzlich wird die 
ökonomische Interpretation dadurch erschwert, dass die Einführung von univer-
sellen Transferleistungen oftmals bestehende Politikmaßnahmen ersetzt oder ver-
ändert (Gromadzki 2023). Es gibt jedoch einige wenige Ausnahmen. Eine Studie aus 
Deutschland von Bruckmeier et al. (2022) zeigt etwa, dass eine Erhöhung nicht bedarfs-
abhängiger Familienleistungen die Erwerbsbeteiligung von Haushalten mit niedri-
gen Einkommen verbessert, während sie bei mittleren und höheren Einkommen zu 
einer Reduktion der Arbeitsstunden führt. Gromadzki (2023) analysiert zudem die 
Auswirkungen der Einführung einer verhältnismäßig großzügigen, nicht bedarfsab-
hängigen Transferleistung für Familien in Polen. Der Autor kommt zu dem Schluss, 
dass der Effekt auf das Arbeitsangebot im Durchschnitt zwar negativ, insgesamt je-
doch nur sehr gering ist. Ein großer Teil des negativen Effektes stammt zudem von 
einem reduzierten Arbeitsangebot von Kindern in Ausbildung (z. B. Studierenden) 
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und nicht von den Eltern. Magda et al. (2020) analysieren in ihrem Beitrag ebenfalls 
die Auswirkungen der neuen Familienleistungen in Polen. Sie berücksichtigen dabei 
jedoch nicht nur die universelle Leistung (wie Gromadzki 2023), sondern gleichzei-
tig auch den bedarfsabhängigen Teil der Politikmaßnahme. Ihr Analyse zeigt signifi-
kante negative Arbeitsangebotseffekte der polnischen Familienförderungsmaßnah-
men für Mütter in Polen. Für die Einführung einer universellen Transferleistung 
für Kinder in Kanada findet Schirle (2015) zudem auch einen substanziellen nega-
tiven Einkommenseffekt für Eltern – insbesondere für Mütter. Alles in allem sind 
die Ergebnisse nicht einheitlich und scheinen von der genauen Ausgestaltung der 
Transferleistungen abzuhängen. In Summe deuten die empirischen Untersuchun-
gen jedoch darauf hin, dass mit negativen Arbeitsangebotsreaktionen von Müttern 
zu rechnen ist, während sich das Arbeitsangebot von Vätern kaum zu ändern scheint. 
Dies deutet auch auf die wichtige Rolle von Normen und der traditionellen Arbeits-
teilung innerhalb der Familie hin. Gromadzki (2023) weist jedoch darauf hin, dass 
die langfristigen Arbeitsangebotsauswirkungen durchaus auch positiv sein könn-
ten, nämlich aufgrund von höheren Investitionen in das Humankapital der Kinder 
durch erhöhte Bildungsausgaben der Eltern.

Alles in allem kann die Frage, wie sich die Einführung einer Kindergrundsicherung 
in Österreich auf das Arbeitsangebot der Eltern auswirken würde, nicht abschlie-
ßend geklärt werden, da die Ergebnisse teils widersprüchlich sind und auch die insti-
tutionellen Rahmenbedingungen sowie das bestehende Steuer- und Transfersystem 
eine wichtige Rolle zu spielen scheinen. So ist beispielsweise die Teilzeitquote von 
Frauen in Österreich bedeutend höher als etwa in Polen oder Kanada. Zudem hängen 
die genauen Auswirkungen auch stark davon ab, wie die Maßnahme mit anderen fa-
milienpolitischen Instrumenten wie z. B. Karenzregelungen oder der Verfügbarkeit 
von Kinderbetreuungseinrichtungen abgestimmt ist. Tendenziell ist durch die mo-
netären Leistungen der Kindergrundsicherung eher mit negativen Auswirkungen 
auf das Arbeitsangebot zu rechnen. Es sollte jedoch berücksichtigt werden, dass in 
Österreich die bestehenden Geldleistungen – etwa die universelle Familienbeihil-
fe oder der einkommensabhängige Familienbonus Plus – bereits bestimmte (negati-
ve) Anreizwirkungen entfalten. Die Einführung einer Kindergrundsicherung wür-
de diese Struktur nicht grundlegend verändern. Die zusätzlichen negativen Effekte 
auf das Arbeitsangebot, insbesondere von Frauen, dürften daher begrenzt sein. Eine 
erfolgreiche Umsetzung der ersten Säule sowie weitere flankierende Maßnahmen 
(wie etwa geschlechtergerechte Karenzregelungen oder mehr Mittel für die Unter-
stützung bei der Wiedereingliederung von Müttern in den Arbeitsmarkt) könnten 
jedoch mittel- bis langfristig genau jene strukturellen Barrieren adressieren, die 
derzeit eine höhere Frauenerwerbstätigkeit erschweren.
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5.  Fazit

Die Volkshilfe hat mit der Debatte um die Kindergrundsicherung den problemati-
schen Aspekt in den Fokus gerückt, dass es in dem wohlhabenden Land Österreich 
nach wie vor Kinder gibt, die in armutsgefährdeten bzw. armutsbetroffenen Haus-
halten aufwachsen. Da es sich dabei um eine besonders vulnerable Gruppe handelt, 
hat diese Situation weitreichende negative Konsequenzen sowohl für die betroffe-
nen Individuen als auch für die Gesellschaft als Ganzes. Kinderarmut schadet den 
Entwicklungschancen junger Menschen, beeinträchtigt ihre Bildung und Gesund-
heit, hat langfristige Auswirkungen auf ihre beruflichen und ökonomischen Mög-
lichkeiten und verursacht hohe soziale und ökonomische Folgekosten.

Dem soll mit der Einführung einer Kindergrundsicherung begegnet werden. Das 
vorgeschlagene Modell der Kindergrundsicherung besteht aus drei Säulen: (1) einer 
Verbesserung der Grundversorgung durch einen Ausbau von Sachleistungen, (2) ei-
ner Weiterentwicklung bestehender Geldleistungen zu einem Universalbetrag und 
(3) der Einführung eines einkommensabhängigen Betrages. Insgesamt weist das Mo-
dell eine deutlich progressive Verteilungswirkung auf. Unsere Analyse ergibt, dass 
das Modell nachweislich zur Reduktion der Armutsgefährdung beitragen könnte: 
Durch die zweite und dritte Säule könnte sich die Anzahl der Kinder, die in armuts-
gefährdeten Haushalten leben, mehr als halbieren. Die fiskalischen Kosten der mo-
netären Leistungen würden sich (im Analysejahr 2023) auf 1,6 Mrd. Euro belaufen. 

Der im Rahmen der ersten Säule geforderte Ausbau von Sachleistungen würde zu-
dem eine direkte Verbesserung der Lebensumstände für viele Familien und Kinder 
darstellen. Die Abgrenzung zwischen allgemeinen sozialstaatlichen Leistungen, wie 
etwa der Gesundheitsversorgung, und „kindspezifischer“ Infrastruktur ist konzep-
tionell schwierig. Die im Kindergrundsicherungsmodell diskutierten Maßnahmen 
konzentrieren sich primär auf die verbesserte Versorgung im (sowohl frühkindli-
chen als auch schulischen) Bildungswesen. Eine genaue Abschätzung der anfallen-
den Mehrkosten in diesem Bereich ist nicht trivial. Unserer Einschätzung nach wür-
den sich die zusätzlichen Kosten (inklusive Chancenindex) auf circa 3,3 Mrd. Euro 
belaufen. Dem stünden positive Effekte durch höhere Erwerbsbeteiligung und da-
mit höhere Einnahmen aus Steuern und Abgaben, bessere Bildungs- und Erwerbs-
karrieren der Kinder sowie wirtschaftliche Anstoßeffekte gegenüber.

Die armutsreduzierende Wirkung dieser Maßnahmen sind jedoch mithilfe der klas-
sischen Armutsindikatoren (wie etwa der Armutsgefährdungsquote) nur schwer zu 
quantifizieren. Darüber bräuchte es noch weiterführende Forschung. Grundsätzlich 
ist der Ausbau von Sachleistungen in Österreich jedoch zu begrüßen, da es insbe-
sondere bei der Kinderbetreuung im internationalen Vergleich einiges aufzuholen 
gilt. Bei den monetären Geldleistungen (mit tendenziell negativen Erwerbsanrei-
zen) liegt Österreich jedoch bereits ohne Kindergrundsicherung im internationalen 
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Spitzenfeld. Um durch einen weiteren Ausbau der monetären Transfers negative 
Arbeitsanreize zu vermeiden, wären eine rasche Umsetzung der ersten Säule sowie 
weitere arbeitsmarktpolitische Strategien, insbesondere für Mütter, sinnvoll. Um 
die praktische Umsetzbarkeit und Effektivität des Modells zu gewährleisten, müs-
sen noch einige offene Fragen, insbesondere über die Ausgestaltung des Modells, 
die tatsächliche Inanspruchnahme der Leistungen und die Zuständigkeiten für die 
Umsetzung sowie die daraus resultierenden Finanzierungsströme geklärt werden. 

Abschließend ist jedoch festzuhalten, dass der Vorschlag einer Kindergrundsiche-
rung einen wertvollen Beitrag zur aktuellen Debatte darstellt. Die Bekämpfung von 
Kinderarmut ist eine prioritäre gesellschaftliche Aufgabe mit vielen Baustellen, die 
dringend adressiert werden müssen. Das vorgeschlagene Modell bietet eine fundier-
te Grundlage, um die Lebensumstände von Kindern und Familien in Österreich nach-
haltig zu verbessern. Es ist daher wichtig, dass dieses Thema weiterhin mit Nach-
druck auf der politischen Agenda bleibt.
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